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RESOLUTION  
TÜRKEI: FRIEDEN UND MENSCHENRECHTE JETZT  
 

Die Entwicklungen in der Türkei sind mehr als besorgniserregend. Nach dem gescheiter-
ten Putschversuch am 15. Juli 2016 hat der türkische Staatspräsident Erdogan den Aus-
nahmezustand verhängt und inzwischen bis zum 19. April 2017 verlängert. Seither wird in 
der Türkei per Notstandsdekret regiert. In diesem Rahmen werden aber nicht nur die Put-
schisten zur Rechenschaft gezogen. Präsident Erdogan nutzte die Situation, um die regie-
rungskritische Opposition mundtot zu machen.  

Kritische und unabhängige Medien, zahlreiche medizinische Einrichtungen, Gewerkschaf-
ten sowie über 370 NGO wurden geschlossen. JournalistInnen, Kulturschaffende und Wis-
senschaftlerInnen wurden verhaftet, zehntausende Staatsangestellte im Bildungs-, Si-
cherheits- und Justizbereich entlassen. Die Immunität von Parlamentsmitgliedern wurde 
aufgehoben und demokratisch gewählte Abgeordneter der regierungskritischen und pro-
kurdischen Partei HDP wurden verhaftet. Ganze Stadtteile im kurdischen Teil der Türkei 
wurden zerstört und die Menschen zur Flucht gezwungen. Und nicht zuletzt: Erdogan will 
ein Gesetz für die Einführung der Todesstrafe unterzeichnen. 

Die europäischen Länder und die internationale Gemeinschaft dürfen nicht tatenlos zu-
sehen, wie sich die Türkei immer mehr in eine Diktatur verwandelt. Die Schweiz trägt 
Mitverantwortung und darf nicht untätig bleiben.  

 

Die Grünen Schweiz sind sehr besorgt über: 

1. die Verhaftung demokratisch gewählter HDP-Abgeordneter und weiterer gewähl-
ter PolitikerInnen wie Stadt- und GemeindepräsidentInnen. Sie kritisieren die 
Aufhebung der parlamentarischen Immunität scharf. 

2. die Angriffe auf die Meinungs- und Pressefreiheit durch die Schliessung von Medi-
en und NGO sowie die Einschränkung zivilgesellschaftlicher Organisationen.  

3. die Verhaftung von JournalistInnen und AkademikerInnen sowie die Aushöhlung 
des Rechtsstaates durch die Entlassung und Verhaftung von RichterInnen. 
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Die Grünen Schweiz fordern den Bundesrat auf: 

1. sich für die Menschenrechte in der Türkei – insbesondere für das Folterverbot und 
das Recht auf faires Verfahren – und gegen die Wiedereinführung der Todesstrafe 
einzusetzen. 

2. seine Richtlinien zum Schutz von MenschenrechtsverteidigerInnen in der Türkei 
anzuwenden. 

3. die Festnahmen der gewählten PolitikerInnen der HDP, die sich für die Rechte der 
KurdInnen und Minderheiten, für Ökologie und Demokratie einsetzt, scharf zu 
verurteilen und sich auf diplomatischem Weg für ihre sofortige Freilassung einzu-
setzen. Die Vertretung der Schweiz in der Türkei sollte auch die inhaftierten Par-
lamentsmitglieder und weitere gewählte PolitikerInnen im Gefängnis besuchen – 
wie Firat Anli und Gültan Kişanak, Co-BügermeisterInnen von Diyarbakir. 

4. das Europäische Komitee des Europarats zur Verhütung von Folter aufzufordern, 
die Haftbedingungen in der Türkei zu überwachen. 

5. die Vertretung der Schweiz in der Türkei sollte an den Gerichtsverhandlungen und 
Prozessen der PolitikerInnen als Zuhörer teilnehmen und über ihre Beobachtun-
gen informieren. 

6. lokale zivilgesellschaftliche Organisationen in ihren Bemühungen zu unterstüt-
zen, Menschenrechtsverletzungen zu erfassen und darüber Bericht zu erstatten.  

7. die Rüstungszusammenarbeit und Kriegsmaterialexporte sofort zu stoppen und 
im Rahmen des internationalen Waffenhandelsabkommens (ATT) und des Schwei-
zer Kriegsmaterialgesetzes (Exportkontrollregime) Rechenschaft einzufordern 
über den Gebrauch der aus der Schweiz importierten militärischen Güter. 

8. sicherzustellen, dass Gesuche um humanitäre Visa gestellt werden können und 
diese rasch behandelt werden – und dass das entsprechende Vorgehen klar veröf-
fentlicht wird. 

9. die guten Dienste der Schweiz für eine friedliche Lösung der Konflikte anzubieten.  

10. die Prinzipien der UNSC-Resolution 1325 zu Frauen, Frieden und Sicherheit anzu-
wenden, nämlich der Schutz der Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt und 
deren Prävention sowie die Partizipation der Frauen bei Friedensverhandlungen. 

11. die Verhandlungen für die Vertiefung des Freihandelsabkommens zwischen der 
Türkei und der EFTA sowie das Investitionsschutzabkommen zu suspendieren. 
Diese Abkommen sowie die «strategische Partnerschaft» mit der Türkei sollten an 
die folgenden Bedingungen geknüpft werden: Wiederaufnahme des Friedenspro-
zesses, Achtung der Grundrechte, Wiederherstellung des Rechtsstaats und der 
Demokratie. 
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